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Vorbemerkung
Mit der vorliegenden Dokumentation wird der Versuch unternommen, die Entwick-
lung des Verhältnisses von SPD und PDS im sogenannten Superwahljahr 1994 nach-
zuzeichnen. Dabei kam es den.. Herausgebern nicht darauf an, eine lückenlose
Rekonstruktion der heftig geführten Kontroverse über die Beziehungen dieser bei-
den Parteien vorzulegen, wohl aber die in dieser Auseinandersetzung sich abzeich-
nenden Probleme und Uberlegungen zu ihrer Lösung festzuhalten.

Das Jahr 1994 hat in den Beziehungen zwischen SPD und PDS eine neue Zäsur
šesetzt. Die PDS hat ihre Akzeptanz unter der Bevölkerung vor allem im Osten

eutschlands gefestigt und erweitert. Sie ist für die SPD zu einem ernstzunehmen-
den Konkurrenten geworden.

Die SPD sieht sich mit der Tatsache konfrontiert, daß sie ohne PDS (und Bündnis
90/Die Grünen) gegenwärtig keinen Machtwechsel bewirken kann. Doch wie wird
sich die SPD entsc eiden? islang hat die Bonner SPD-Spitze die Weichen auf ei-
nen Kurs gestellt, der eine Abgrenzung nach links (zur PD ) und eine Offnung nach
rechts (zur politischen Mitte hın) bein altet. Zugleich zeigt sich, daß der Richtungs-
streit in der SPD noch nicht entschieden ist. Die Interessenunterschiede zwischen
Bonner Parteispitze und den Landesparteien sowie zwischen der West- und Ost-
SPD sind 1994 deutlich zutage getreten.

Die PDS ihrerseits befindet sich nach wie vor auf der Profilsuche als links-
sozialistische Partei. Sie hat sich in diesem Prozeß nicht nur mit der Taåespolitik der
SPD auseinanderzusetzen, sondern auch mit ihrer Programmatik. Wir sie über den
Schatten der Ideologie springen und die progressiven Traditionen der deutschen und
internationalen Sozialdemokratie aufnehmen und in ein tragfähiges Altemativkonzept
einbinden können, daß den links .von der SPD frei gewordenen Platz innovativ und
zukunftsträchti auszufüllen vermag?

Aus dieser Išonstellation resultiert, daß beide Parteien sich auch künftig aneinan-
der reiben werden. Die künfti e Kontroverse zwischen SPD und PDS über die Ver-
gangenheit, Gegenwart und Zuíunft ihrer Beziehungen wird an den 1994 entwickelten

osıtıonen un der ››Frontlinie« nicht vorbeikommen. Ebenso werden die neo-
konservativen Kräfte weiterhin zielgerichtet bemüht sein, das existierende Spannungs-
verhältnis zwischen SPD und PDS für ihre Zwecke zu instrumentalisieren.
Grundsatzpapiere haben beide Parteien in großem Umfang vorgelegt. An diesen
werden sich ünftige Entwicklun en messen lassen müssen.

Die Auseinandersetzung über cšas Verhältnis von SPD und PDS ist nicht schlecht-
hin ein Streit zweier Parteien über politische Fragen, Entwicklungslinien und Kon-
zepte. Es geht unseres Erachtens hierbei letztlich um das ››Schicksal« des
demokratischen Sozialismus als einem Projekt der Zukunft. Eine uneinige soziali-
stische Bewegung hat in der Geschichte nicht nur einmal versagt. Es geht um die
Frage, ob bei e Parteien den Willen, die Kraft und die Fähigkeit aufbringen werden,
aus ihrer Geschichte zu lernen und soweit zusammenzurücken, wie es i re gemein-
samen Interessen zulassen. Dabei geht es weder um eine Vereini ung noch um eine
Einheitsfront. Vielmehr steht die simple Frage, ob gemeinsame lgnitiativen und Ak-
tionen möglich sind, um die sich überschneidenden Interessen ihrer jeweiligen Wähler
durchzusetzen. Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung, in der beide Parteien
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historisch verwurzelt sind, hat eine lange Tradition. Diesen Rucksack schle pen beide
Parteien mit. Wäre es nicht an der Zeıt, diesen Rucksack von veralteten Vorurteilen
und Irrtümern zu befreien, darauf zu verzichten, alte Kämpfe der Väter wei-
terzukämdpfen und alten Haß neu zu schüren? Hieraus könnten neue Kräfte entsprin-
gen, um re eigentlichen Probleme zu lösen: die neokonservative Wende aufzuhalten
und ein Altemativkonzept zu entwickeln. Es stand 1914 viel auf dem Stàilel, es stand
1933 wiederum viel auf dem Spiel. Was wäre der Preis eines erneuten ersagens?

Die vorliegende Dokumentation ermöglicht eine Rekonstruktion des Verlaufs der
Entwicklung des Verhältnisses von SPD und PDS, macht die wichtigsten Positions-
papiere bei er Parteien zu dieser Problematik zugänglich und ergänzt diese durch
nterviews und Kommentare. Damit wird eine Voraussetzun für eine Diskussion

der weiteren Gestaltung des Verhältnisses von SPD und PDSg geschaffen, die über
die Funktionsträger der beiden Parteien hinaus reifen kann. Nur in einer solchen
Breite der Diskussion wird das Projekt elingenâönnen, der Vernunft in den Bezie-
hungen beider Parteien den erforderlicåen Raum zu schaffen. Ein Projekt, das der
Tralgweite der Problemstellung angemessen erscheint.

ine vorangestellte' Chronologie ermöglicht den Interessierten, die Dokumente
in den Kontext des ~Diskursver1aufs einzuordnen. Als Anhang ist ein Aufsatz zum
Konzept des Integralen Sozialismus Otto Bauers beigefügt, in dem ein Blick auf die
historische Dimension des Problems und der Problemlösungsversuche geworfen wird.
Daran schließen sich einige weiterführende Gedanken zu diesem Konzept aus aktu-
eller Sicht an.

Die vorliegende Dokumentation würde ihren Sinn voll und ganz erfüllen, wenn
sie eine kritisch-produktive Debatte an der Basis von SPD und PD befruchten könnte.

Leipzig, im Januar 1995 Michael Franzke, Claudia Reichel und Kurt Schneider
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4.Januar:
Die PDS-Kandidatin Birgit Müller wird überraschend
zur neuen Potsdamer Stadtpräsidentin gewählt. Ober-
bürgermeister Potsdams ist das SPD-Mitglied Horst
Gramlich. Er hatte sich gegen Rolf Kutzmutz (PDS)
durchsetzen können.

rn

7.Januar ' P
Die Wochenzeitung ››Das Parlament« veröffentlicht in
ihrer Beilage Artikel zur Situation der großen bundes-
deutschen Parteien vor den Wahlen. Eckehard Fuhr
konstatiert bezüglich der SPD, ihre Erneuerung in der
Opposition sei gescheitert undsie befinde sich auf dem
Wßg ››ZLlfÜCl< Ztll' MlllC<<.\(Aııs Politik und Zeitgeschichte.
Beilage zur Wochenzeitung »Das Parlament«. (l994)'B/1. S. 8.)

Zur PDS meint Patrick Moreau: »Die PDS ist heu-
te die einzige linksextreme politische Organisation, die
innerhalb des politischen Systems der Bundesrepublik
Deutschland eine Rolle spielen könnte.« (Ebenda. S. 21.)

4. Februar
Thomas Leifschreibt im ››Freitag« zu den Parteiprofilen
in Ostdeutschland: »Alles Verdrängte kommt wieder.
Das will Regine Hildebrandt (››Das Maschinengewehr
des Ostens«), der heimliche Star der Ost~Sozialdemo-
kratie, nicht wahrhaben. Wenige Tage vor der Stich-
wahl um den Oberbürgermeisterposten in Potsdam
beschwor sie am Rande einer Konferenz PDS-(nahe)
Wissenschaftler, die Alt-Kommunisten sollten sich doch
wenigstens aus den öffentlichen Ämtern heraushalten.
Doch die moralischen Appelle perlen ab. Die PDS habe
- so ihre unausgesprochene Selbstdiagnose ~ ihre
Demokratietauglichkeit längst bewiesen. Die Ost-SPD
kommt nicht vom Fleck und bräuchte dringend Auffri-
schung von Leuten, die nicht bei Null anfangen. Doch
den Sozialdemokraten in der PDS bleibt der Weg ver-
SpC1'rt.« (››Frcitag« vom 4. April 1994. S. 4.)

6. Februar
Der PDS-Vorsitzende Lothar Byski und Gregor Gysi,
Leiter der PDS-Gruppe im Bundestag, stellen die Kan-
didaten der offenen Liste der PDS für den 13. Deut-
schen Bundestag vor.

8. Februar
Der Thüringer Landtagsabgeordnete von Bündnis 90/
Die Grünen, OlafMöller, wird in der »Leipziger Volks-
zeitung« zitiert: »Wir müssen uns fragen, wie lange
wir eine dringend nötige ökologische Reformpolitikiauf
dem Altar der totalen Ausgrenzung der PDS opfern
W0ll8fl.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 8. Februar 1994.)

Das »Neue Deutschland« überschreibt einen Infor-
mationsbericht über die ersten Reaktionen auf die Vor-
stellung der PDS-Kandidaten für die Bundestagswah-
len wie folgt: »Unverhüllter Haß wegen Heyms Kandi-
datur für die PDS«. Es heißt in dem Artikel: ››In der

Reihe derer, die in der Kandidatur Heyms und anderer
für die PDS eine ›Gefahr< für die Demokratie sehen,
steht auch die Berliner Arbeitssenatorin Bergmann
(SPD). Sie bezeichnete die Kandidatur von Berliner Pro-
minenten auf der offenen Liste der PDS als ›Bauern-
fang<.<< (››Neues Deutschland« vom 8. Februar 1994. S. 4.)

12. Februar ,
Michael Glos, Vorsitzender der CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag konstatiert eine Zunahme der
››Gereiztheit« der SPD angesichts neuer Untersu-
chungsergebnisse über ihre Kontakte zur SED vor
1989. Damit wird die Geschichte des Verhältnisses von
SED und SPD zum Wahlkampfthema gemacht. Das
Ziel besteht darin, die SPD moralisch zu diskreditieren
bzw. moralisch unter Druck zu setzen. Er befördert
eine Abgrenzung ZU1' PDS. (››Bayernkurier« vom 12. Febru-
ar1994.s.1)

16. Februar
Mit dem für die etablierten Parteien traditionellen Poli-
tischen Aschermittwoch beginnt das Ringen der Par-
teien um die Gunst der Bürger im Wahljahr 1994. Die
bayerische PDS lud Gregor Gysi nach Ingolstadt. Sei-
ne dortige Rede findet unter dem Titel ››Ingolstädter
Manifest« weite Verbreitung.

25. Februar
Ulla Jelpke, die auf der Linken Liste/PDS in den Bun-
destag kam, kommentiert die Haltung der SPD in der
Bundestagsdebatte vom Vortag: »Regierungskoalition
und SPD-Opposition haben das Signal zum Angriff auf
das Feindbild Bürgerrechte gegeben.« (»Neues Deutsch-
land« vom 25. Februar 1994. S. 2.)

Ende Februar
Helmut Kohl erklärt führende Sozialdemokraten zu
Honecker-Komplizen. Im ››Spiegel<< heißt es zur Gegen-
reaktion seitens der SPD: ››Scharping hat in einem Brief
an Kohl die Bezichtigung gegen führende Sozialdemo-
kraten zurückgewiesen und den Kanzler an sein Wort
vor der Enquete-Kommission zur Geschichte der DDR-
Diktatur erinnert, die DDR-Akten dürften nicht ›heute
die ganze Atmosphäre vergiften<.« (››Der Spiegel« Nr. 8,
1994.s.2s)

Anfang März
Die PDS zählt ca. 131 400 Mitglieder, die SPD in den
neuen Bundesländern ca. 25 000. lm Westen hat die
PDS ca. 1 200 Mitglieder.

6. März
Eine vorabveröffentlichte Repräsentativumfrage der
Zeitschrift ››Super Illu« hat ergeben, daß 71% der Ost-
deutschen der PDS den Einzug in den Bundestag wün-
schen.

11. März:
Mit den Stimmen von CDU, CSU, FDP und SPD wird
das Gesetz zur Pflegeversicherung im Bundestag an-
genommen. PDS/Linke Liste und Bündnis 90/Die Grü-
nen stimmen dagegen. r



Die »Leipziger Volkszeitung« bringt ein Interview mit
Lothar Bisky, der zur Observation der Kommunisti-
schen Plattform der PDS in Sachsen und der PDS in
Bayern Stellung nimmt. Bis/ty erklärt, die Gefahr, die
PDS werde eine autoritär Kommunistische Partei, be-
stehe kaum. Bisky: »Diese Gefahr ist so gering, daß
ich mich nichtweiter bei diesem Thema aufhalten muß.«
Die Kommunistische Plattform zähle maximal 5 000
Mitglieder, die das Programm der PDS anerkennen.
(>›Leipziger Volkszeitung« vom 11. März 1994. S. 3.)

11. bis 13. März
Die 3. Tagung des 3. Parteitages des PDS findet in
Berlin statt. Gregor Gysi setzt sich in seiner Rede mit
dem SPD-Argument auseinander, wonach jede Stim-
me für die PDS eine Stimme für HelmatKohl sei. Gysi:
››Die Stimmen für die PDS sind eben nicht Stimmen
für die Fortsetzung der Kohl-Politik, weder unter Kanz-
ler Kohl noch unter einem Kanzler Scharping«. Unter
den gegenwärtigen Bedingungen sei eine konstruktive
und konsequente Opposition der PDS notweniger denn
je, ››um zumindest die in derjüngsten, Zeit fast unauf-
haltsame Abkehr der SPD selbst von traditionellen so-
zialdemokratischen Positionen zu bremsen<<. (Gegen eine
Politik des »Weiter so«, aus der Rede Gregor Gysis auf der 3. Ta-
gung des 3. Parteitages der PDS. In: DISPUT. (l994)6. S. 8.)

13. März _
Bei den Wahlen in Niedersachsen erreicht die SPD ihr
Ziel nicht, die absolute Mehrheit zu erringen. Mit 44,3%
der abgegebenen Stimmen bleibt sie jedoch stärkste
Partei, gefolgt von der CDU mit 36,4%.

14.h4ärz
Der SPD-Vorsitzende RudolfScltarpiııg führt in einem
Interview aus: »Keine der radikalen Parteien, weder
die PDS noch die Republikaner, ist für die SPD ein
P2ll'tl1CT.<< (»Ncucs Deutschland« vom 14. März 1994. S. 10.)
DOKUMENT 1

18. März
Die SPD legt den Diskussionsentwurf ihres Regierungs-
programms vor.

Der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Jung-
sozialistlnnen in der SPD (Jusos), Thomas Westphal,
erklärt in einem Interview mit dem »Neuen Deutsch-
land«: ››Ich bleibe dabei, daß man sich nicht in Abgren-
zungsneurosen begeben darf. Das betrifft die Jugend-
verbände aller Parteien. Zu ihnen steht man natt'ırlieh
in einer Konkurrenz, weil man möchte, daß der eigene
Verband interessanter und attraktiver ist. Und es gibt
da Diskussionen, was man mit der PDS anfänge. Aber
in der Zusammenarbeit in politischen Bündnissen, wo
man politische Ziele verfolgt, mache ich fest, welche
Gemeinsamkeiten es gibt. Es wäre Quatsch zu sagen,
ich bin nicht mehr für diese oder jene Position, weil
die PDS dafür ist. Ich teile die'Position Günter Gaus“,
daß es zur europäischen Normalität gehört, daß es eine
linke Partei neben der Sozialdemokratie gi-bt.« (››Neues
Deutschland« vom 18. März 1994. S. 3.)

19./20. März
Der Diskussionsentwurf des Regierungsprogramms

Chronologie 1994 9

der SPD-Führung stößt auf dem Bundeskongreß der
Jungsozialisten aufbreite Ablehnung.

20.h4ärz
Bei den Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein ver-
liert die SPD 3,4% an Stimmen, bleibt aber mit 39,5%
stärkste politische Kraft. Die CDU verliert 3,8%.

28. März
Gottfried Domel, Initiator der Sozialdemokratischen
Plattform in der sächsischen PDS bemerkt zur SPD:
»Was die Sozialdemokratie ursprünglich wollte, ver-
dient nicht, in der heutigen sozialdemokratischen Volks-
partei untergebuttert zu werden.« (››Neues Deutschland«
vom 28. März 1994. S. 5.)

26. April .
Die SPD-Landesgeschäftsführer von Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen verabschieden ein gemeinsames
Arbeitspapier, die ››28 Thesen zum selbstbewußten
Umgang mit der PDS«. ~
DOKUMENT 2

28. April
Im »Neuen Deutschland« werden die 28 SPD-Thesen
zum Umgang mit der PDS publiziert. Nachstehend wird
eine Replik von Horst Dietzel und Wolfgang Gehrcke
auf diese Thesen unter der Überschrift ››Das fehlende
SPD-Selbstbewußtsein« abgedruckt.
DOKUMENT 3

2. Mai
Die »Leipziger Volkszeitung« zitiert aus der Rede Gre-
gor Gysis zum Auftakt des bundesweiten Wahlkamp-
fes in Leipzig: »Sowohl die Grünen als auch die SPD
haben über uns Papiere verfaßt. Wir sind wer! Die SPD
hat sogar 28 Thesen niedergeschrieben. Soviel würde
mir zu dieser Partei gar nicht einfallen.« (››Leipziger Volks-
zeitung« vom 2. Mai 1994. S. 3.)

3. Mai
Im einem vom »Neuen Deutschland« verbreiteten In-
terview erklärt Lothar Bisky auf die Frage, welchen
Einfluß die ››Anti-PDS-Thesen« der SPD auf sein Ver-
hältnis zum brandenburgischen Ministerpräsidenten
Manfred Stolpe habe: ››Die Thesen sind ja nicht von
Stolpe. Ich übcrbewerte sie nicht. Bei der SPD, zu-
mindest in Brandcubtırg gibt es übrigens eine Art Ar-
beitsteilung. Stolpe, auch ein paar andere, sind da et-
was zurückhaltender als etwa der Landesvorsitzende.
Es wird also in zwei Sprachen geredet, vielleicht auch
ge_daCht.« (››Neues Deutschland« vorn 3. Mai. 1994. S. 12.)

9. Mai -
Unter der Überschrift ››Ich habe meinen Kopf«, ver-
öffentlicht der ››Spiegel« ein Interview mit Rudolf
Scharping. Auf die Frage nach den Siegeschancen für
die SPD antwortet er: ››Die Chancen der SPD steigen
eher.« Das Verhältnis zwischen SPD und PDS spiele
unter diesem Blickwinkel keine Rolle. (››DerSpiegel«. Nr.
19,1994.s.2sffi) '
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Mitte Mai
Umfragen zu den Wahlen ergeben, daß die SPD ihren
Vorsprung zur Regierungskoalition verliert. Die Verlu-
ste kommen im Westen den Grünen zugute, im Osten
der PDS.

23. Mai
Zum Fall Manfred Uschner, ehemaliger Mitarbeiter
Hermann Axens im ZK der SED, berichtet der »Spie-
gel«, daß seinem Wunsch, SPD-Mitglied zu werden,
noch immer nicht nachgekommen sei. Zu den Kon-
takten von SPD-Politikern zu ehemaligen SED-Mitglie-
dern heißt es: »Zwar betonen die SPD-Oberen in Bonn
und Berlin immer, 'die Partei wolle Ex-SEDler nicht
gezielt anwerben. Seit Jahren aber halten SPD-Spit-
zenpolitiker wie Wolfgang Thierse oder der Chef des
Berliner Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung, Axel
Schmidt-Goedelitz, intensive Kontakte zu früheren
Eiflh6llSSOZl8llSißfl.<< (»Der Spiegel«. Nr. 21, 1994. S. 47.)

12. Juni 2
Bei den Europawahlen können CDU und CSU gegen-
über 1989 leichte Gewinne erzielen (plus 1%), die SPD
mußte Verluste hinnehmen (minus 5,1%). Die PDS kam
Bundesweit erstmals auf 4,7%.

Bei den Kommunalwahlen erhält die SPD in Meck-
lenburg-Vorpommern 25,6% der Wählerstimmen (die
PDS 24,3%), in Sachsen 21,6% (die PDS 16,3%), in
Sachsen-Anhalt 29,7% (die PDS 18,2%) und in Thü-
ringen 26,1% (die PDS 15,7%).

Im »Neuen Deutschland« wird zu dem Ergebnis
der Europawahlen festgestellt: »Wären gestern Bun-
destagswahlen - das Ergebnis hätte kaum fataler aus-
fallen können: Die Regierungsparteien gingen der Mehr-
heit verlustig. [...]- Die Oppositionsparteien sind bei
fortdauernder Ausgrenzung der PDS aber auch nicht
mehrlieitsfähig« Weiter heißt es zum guten Abschnei-
den der PDS: »Eine Stimme für die Partei links von
der SPD muß nicht mehr als verlorene Stimme an-
gesehen W6t'dCn.<< (››Neues Deutschland« vom 14. Juni 1994.
s.3)

Auf die Frage, ob die PDS nur eine radikalere Vari-
ante der SPD sei, erläutertLorharBı`s/ey: »Keineswegs
Wir haben Politikfelder, auf denen wir uns sehr deut-
lich inhaltlich von der SPD unterscheiden. Etwa bei
Out-of-area-Einsätzen der Bundeswehr, beim_Paragra-
phen 218, in unserer Haltung zur Asylproblematik und
einer Reihe auch sozialpolitischer Fragen. Insofern ist
der Versuch der SPD, unentwegt zu betonen, wir sei-
en eigentlich Sozialdemokraten, seit langem hinfällig.
Genau deshalb werden wir neben der SPD gewählt.«
(››junge Welt« vom 14. Juni 1994.)

15. Juni: \
Der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Bun-
destagsfraktion, Uwe Küster, plädiert für eine ››weiche«
Linie gegenüber der PDS. Die ››Todschlags-Argumen-
tation« solle man der CDU überlassen. Küster: meint:
»Eine Stigmatisierung der PDS-Mitglieder als Ewig-
gestrige wäre mit hoher Wahrscheinlichkeitkontrapro-
CltIl(tiV.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 15. Juni 1994.)

16.Juni
Friedrich Schorlemmer (SPD) schreibt in ››Die Wo-
che«: ››Die Symbolfiguren der PDS wie Gregor Gysi
und Lothar Bisky haben sich als demokratische Sozia-
listen profiliert.« Die PDS stelle gegenwärtig keine
»linksextreme Partei dar, die platt mit Rechtsextremen
zu vergleichen ist. Solange die PDS sich an die demo-
kratischen Spielregeln hält, werden Demokraten mit
ihr streiten müssen und mit sachlichen Leuten auch
sachlich arbeiten. Eine Zusammenarbeit vor Ort in
Sachfragen wird unumgänglich. Die SPD ist aber in
einer nicht beneidenswerten Lage. Sie würde in der Luft
zerrissen werden, wenn sie sich der PDS nähert. Da
wittert man sogleich Volksfront, und vielen SPD-Wäh-
lern würde ein Zusammengehen kaum vermittelbar sein.
Andererseits wäre es absurd, die PDS als Hauptgegner
zu erk1ären.« (››Die Woche« vom 16. Juni. 1994. S. 6.)

Wolfgang Thierse, stellvertretender Vorsitzender der
SPD, bekräftigt, daß Koalitionen mit der PDS für ihn
nicht in Frage kommen. Im Hinblick auf die bevorste-
henden Stichwahlen in mehreren ostdeutschen Kom-
munen schlägt er den anderen Parteien vor, gegensei-
tig ihre Bewerber zu unterstützen, sofern sie einem
PDS-Kandidaten gegenüberstehen. (››Die.Welt« vom 16.
Juniı994)

Nach einem möglichen Bündnis mit der PDS oder
mit der CDU in Sachsen-Anhalt, erklärt Reinhard
Höppner (SPD), daß es nach den Landtagswahlen am
26. Juni keinen Koalitionsvertrag mit der PDS geben
könne. Sie sei in ihrem Kern eine »alte Kaderpartei<<
und eine Koalition mit ihr würde »in Deutschland nie-
mand verstehen<<. Mit der CDU könne man reden und
versuchen, ein Konzept zu finden, daß beide Parteien
vertreten können. (››Die Woche« vom 16. Juni 1994. S. 6.)

17. Juni
Der Ministerpräsident Thüringens, Bernhard Vogel
(CDU) fordert die thüringische SPD zu einem Anti-
PDS-Bündnis auf.

An die Adresse der SPD gerichtet, heißt es in der
»Frankfurter Allgemeinen Zeitung«: »Es wäre zu wün-
schen, daß die SPD aus diesen Kommunalwahlen nicht
nur den Schluß zöge: die PDS stört, sondern; wie kon-
kret und wie konsequent muß Opposition sein, damit
Sie das W2lhlV0ll( ÜberZ.6ugt.<< (››Frankfurter Allgemeine
Zeitung« vom 17. Juni 1994. S. 5.)

Für Thomas Krríiger, Berliner Jugendsenator der
SPD kann eine Zusammenarbeit seiner Partei mit der
PDS im Osten die Gefahr der Vereinnahmung von So-
zialdemokraten durch die PDS mit sich bringen.
DOKUMENT 4

20. Juni
In der »Leipziger Volkszeitung« wird zu den wahl-
taktischen Uberlegungen der SPD in Sachsen unter
anderem ausgeführt: »Zwar ist es den Sozialdemokra-
ten nach internen Erhebungen gelungen, durch Kunckels
moderaten Umgang mit CDU-Premier Kurt Biedenkopf
Stimmen von der CDU zur SPD zu ziehen, in gleicher
Höhe aber haben die Sozialdemokraten an die PDS ver-
loren. Diese Stimmen ließen sich nicht zurückgewin-
nen, da ist man sich in der Parteiführung sicher, wenn



›die SPD jetzt auf Schmusekurs zur Regierung geht<.«
(››Leipziger Volkszeitung« vom 20. .luni 1994. S. 4.)

RolfReißı`g gegenüber dem ››Spielgel« zu den Chan-
cen der SPD, der PDS Stimmen abzujagen: ››Im lau-
fenden Superwahljahr ist die Chance minimal. Das liegt
aber nicht an der Stärke der PDS, sondern an der stra-
tegischen Schwäche der SPD in den neuen Bundes-
ländern. Die Sozialdemokraten sind heute eigenartiger-
weise längst nicht mehr so populär, wie sie das in der
DDR-Bevölkerung waren.« Die Abschottung der SPD
gegenüber ››reformwilligen Einheitssozialisten« sei ein
großer Fehler gewesen. (››Der Spiegel« Nr. 25, 1994. S. 27.)

Die »Leipziger Volkszeitung« bemerkt zum „Verhält-
nis zwischen SPD und PDS in Sachsen: Die Losung
des SPD-Chefs in Sachsen, Karl-Heinz Kunckel, eine
schärfere Gangart gegen die PDS einzuschlagen, wer-
de im Freistaat unterlaufen. »Draußen im Lande set-
zen Sozialdemokraten längst auf linke Zusammenar-
beit. Die von Kunckel wegen ›ihrer populistischen Pa-
rolen< ins Abseits gestellte PDS wird als willkomme-
ner Mehrheitsbeschaffer akzeptiert.« (»Leipziger Volks-
zeitung« vom 20. Juni 1994. S. 4.) _

22. Juni
RudolfScharping erklärt in seiner Rede auf dem Wahl-
parteitag in Halle/S. zur PDS, diese sei erst durch die
Politik der CDU gestärkt worden und führt dann aus:
››Ich weiß, es gibt Menschen`in Deutschland, die hof-
fen, mit ihrer Stimme für die PDS etwas verändern zu
können. Ich kann die Gründe für Protest nachvollzie-
hen, und wer wollte bestreiten: Protest ist legitim in
der Demokratie und hier und da notwendig. Aber bei
Wahlen nutzt der Protest alleine nichts, es muß der
feste Wille zur neuen Gestaltung, zur Veränderung, zur
Verbesserung hinzukommen. [. _ _] Und wer glaubt, daß
sich in Deutschland irgend etwas verändern und ver-
bessern läßt mit der PDS, der ist auf dem l-lolzweg,
das wird nicht geschehen - helft der sozialen Demo-
kratie, also der Sozialdemokratiel« (Rudoıfseharpingı Für
den demokratischen Wechsel. Hrsg. vom Vorstand der SPD. Bonn
i994.s.9) 3

Rudolf Scharping wiederholt in einem Interview
mit der »Leipziger Volkszeitung«, daß derjenige, der
eine Wende in der Politik wolle, die SPD, nicht aber
die PDS wählen solle. Scharping: »Aber Politik heißt
verändern, kein festhalten. Das geht nur mit der SPD
- mit der PDS als Partei wird niemand zusammenar-
beitet1.« (»Leipziger Volkszeitung« vom 22. Juni 1994. S. 3.)

Das »Neue Deutschland« publiziert ein Streitge-
spräch zwischen dem stellvertretenden SPD-Vorsitzen-
den Wolfgang Thierse und dem Bundestagskandidaten
der Linken Liste/PDS Gerhard Zwerenz (parteilos).
DOKUMENT 5  

23. Juni `
In einer vom »Neuen Deutschland« veröffentlichten
Wahlanalyse des Wahlkampfleiters der PDS wird kon-
statiert, die PDS sei »kein Auslaufmodell«, habe aber
das Ziel, bei den Europawahlen, die 5-Prozent-Hürde
zu überspringen, nicht geschafft. ››Die 5-Prozent-Hürde
bewirkt psychologisch und politisch zusammen mit den
entsprechenden Kampagnen der Medien sowie von SPD
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und Bündnis 90/DieGrünen, daß potentielle linke Wäh-
lerinnen und Wähler das ›kleinere Übel< wählen, weil
sie fürchten, ihre Stimme für die PDS sei ›verloren<.«
(››Neues Deutschland« vom 23. Juni 1994. S. 8.)

Bayerns Innenminister Günther Beckstein (CSU)
fordert: ››Die Republikaner muß man gewinnen, die PDS
Verbieten.« (»Neues Deutschland« vom 23. Juni 1994. S. 3.)

Laut einer Forsa-Umfrage findet ein Viertel die PDS
für koalitionswürdig. Im Osten seien dies 49% der Be-
fragten und im Westen 19%.

24. Juni .
»Die__Zeit« bringt einen Artikel von Klaus Hartung mit
der Uberschrift: ››Sozis im Dilemma. Die SPD findet
keinen Weg, der Konkurrenz von links zu entgehen«.
DOKUMENT 6

26. Juni
In Sachsen-Anhalt finden vorgezogene Landtagswah-
len statt. SPD und PDS haben gegenüber den Land-
tagswahlen von 1990 leichte Gewinne zu verzeichnen.
Die SPD erhält 34,4% der Wählerstimmen (1990 26%
und die PDS 19,9% (1990 12%).

27. Juni
Horst-Dieter Brähming wird als erster PDS-Bürger-
meister einer bundesdeutschen Stadt in Hoyerswerda
gewählt.

Bundespräsident Rich.ard von Weizsäcker ruft die
demokratischen Parteien dazu auf, keine Ausgrenzungs-
politik gegenüber den Wählern der PDS zu betreiben.
Er empfiehlt, sie zu fragen, warum sie PDS wählen,
statt von außen darüber zu spekulieren. Der parlamen-
tarische Geschäftsführer der SPD-Bundestagsfrakti-
on unterstreicht, daß die PDS für die SPD Gegner und
fliem8lS ein Partner Sei. (»Sächsische Zeitung« vom 27. Juni
1994)

CDU-Generalsekretär PeterHintze verdeutlicht, daß
»jede Art von Zusammenarbeit mit der PDS eine Tor-
heit, ein Verstoß gegen den CDU-Parteitagsbeschluß
und parteischädigendes Verhalten« ist und zum Aus-
schluß aus der CDU führen müsse. (››Süddeutsche Zei-
tung« vom 27. Juni 1994.) .

28. Juni -
Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« berichtet: »Für
die demokratischen Parteien tut sich da ein Dilemma
auf: eine sich als ›ausgegrenzt< ausgehende PDS könnte
blühen und wachsen, ein Eingehen auf die PDS würde
die Partei seriös werden lassen. Bei der SPD sind schon,
das verdient Aufmerksamkeit, Wendungen zu hören
wie die, man sollte zwar mit der Partei PDS nicht spie-
len, dürfe aber ihre Wähler nicht ›ausgrenzen<. Das
geht nicht, mit Wählern muß man rechnen.« (»Frank-
furter Allgemeine Zeitung« vom 28. Juni 1994. S, 1.)

29.Juni
Im »Neuen Deutschland« erscheint der Beschluß des
Parteivorstandes der PDS zur Vorbereitung der Bun-
destags- und Landtagswahlen. Darin heißt es: ››Die Wahl
der PDS istjedoch mehr als die Wahl eines - dringend
erforderlichen - Regierungswechsels, sie ist die Wahl
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einer alternativen Politik und richtet sich gegen die
konservative Hegemonie, die inzwischen bis in die SPD
l'ıit'teittt'eiCl1i.<< (››;\ieucs Deutschland« vom 29.Juni 1994. S. 5.)

30. Juni
Laut einer infas-Umfrage meinen in Ostdeutschland
68% der Befragten, die PDS sei eine demokratische
Partei, in Westdeutschland hingegen nur 22%.

Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« verbreitet
einen Kommentar zum Thema ››Volksfront<< zwischen
SPD und PDS und stellt fest: »Daß linkes Blockfühlen
bis weit in die SPD hinein mehr zählt als die Gemein-
samkeit der Demokraten, kann man in Berlin und. an-
derswo vielfach studieren. [. _ .] Immer konnte hier die
PDS ihren Standpunkt weit oder ganz durchsetzen,
weil eine mächtige SPD-Linke mit ihr übereinstimmt.
In Berlin agiert in solchen Angelegenheiten eine ver-
schleierte Sperr-Majorität - bald vielleicht auch in meh-
reren neuen Bundesländern, möglicherweise gar der-
einst im BLmdeSt8g.<< (»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
3o.Juni1994.s. 1.) A

Gregor Gysi, Chef der PDS-Bundestagsgruppe, be-
kräftigt gegenüber der »Berliner Zeitung« das Bestre-
ben seiner Partei, eine Mehrheit links von der CDU zu
suchen. »Wir haben gesagt, wir sind bereit, einen SPD-
Kanzler zu wählen<<. Die SPD ließe sich allerdings von
der CDU disziplinieren und denke nicht einmal ernst-
haft über eine Mehrheit links von der CDU nach. (››Ber-
liner Zeitung« vom 30. Juni. 1994.)

Der stellvertretende SPD-Vorsitzende, Wolfgang
Thierse, schließt in einem Interview Koalitionen, Bünd-
nisse und Tolerierungsabkommen mit der PDS aus und
unterstellt dieser Partei, gemeinsam mit der CDU linke
Reformprojekte zu verhindern.
DOKUMENT 7 e 8

Anfang Juli
Nach Auffassung Joachim Raschkes steht Rudolf
Scharping für einen Kurswechsel der SPD von »Mitte-
Links nach Mitte-Rechts«. Innerhalb der SPD stehe er
für einen Zwang zur Geschlossenheit und einer Redu-
zierung von Alternativen. Mit ihm seien zwar noch
Reformen zu machen, aber die SPD habe aufgehört, eine
Reførmpartei Zu Sein. (J. Rasclike: Aufdem Weg zur Minimal-
partei. ln: Blätter für deutsche und internationale Politik. Heft 7,
1994. S. 800 ff)

ıı.

1. Juli
Joschka Fischer (Bündnis 90/Die Grünen) führt ge-
genüber dem »Neuen Deutschland« aus, die PDS bringe
Helmut Kohl die Mehrheit und wirke ungewollt CDU-
stabilisierend. Es wäre falsch, den Reformkräften in-
nerhalb der Partei einen Bruch zur SED nicht zuzu-
trauen. »Ich sehe«, so Fischer, ››in der PDS keine
Schmuddelkinder, sondern ich sehe in der PDS eine
Sammlungspartei in Ostdeutschland, wo Neues und
sehr viel Altes zusammengeht. Für Sachsen-Anhalt sei
die ››sauberste Lösung« eine Koalition von SPD und
PDS. (››Neues Deutschland« vom 1. Juli 1994. S. 3.)

2./3. Juli
Die CSU eröffnet ihren Wahlkampf zu den Landtags-

und Bundestagswahlen mit dem Vorwurf an die SPD,
sie gehe zur PDS auf ››Volksfront-Kurs«. Edmund
Stoiber erklärt die PDS zur «deutschen Schande«. Theo
Waigel sieht in der SPD einen »Handlanger der Salon-
bolschewisten« (»Neue zeit« vom 4. Jiu 1994. s. 1/2.)

3. Juli:
Die Bonner Koalitionsparteien CDU, CSU und FDP
protestieren gegen die Absicht der SPD, an der Rot-
Grünen Minderheitsregierung festzuhalten. Reinhard
Höppner kann in Sachsen-Anhalt nur mit aktiver Un-
terstützung der PDS zum Regierungschef gewählt
werden. Nach den Landtagswahlen hatten die CDU
37, die SPD 36, die PDS 26 und Bündnis 90/Die Grü-
nen fünf Mandate im neuen Landtag erhalten. (››Frank-
furter Allgemeine Zeitung« vom 4. Juli 1994. S. 1.)

5. Juli
Petra Sitte, Spitzenkandidatin der PDS in Sachsen-
Anhalt, hält an den Bestrebungen fest, auch nach der
Ablehnung des Tolerierungsangebotes durch die SPD,
eine CDU-Regierung in Magdeburg zu verhindern.
DOKUMENT 8

6. Juli
Der Vorsitzende des SPD-Parteirates und Landesvor-
sitzender der SPD in Mecklenburg-Vorpommern Ha-
rald Ringstorff äußert sich gegenüber dem »Neuen
Deutschland« positiv über die Kommunalpolitik der
PDS. Er schließt eine Zusammenarbeit mit ihr nicht
aus, macht dies aber davon abhängig, daß sich die PDS
von ihrer Kommunistischen Plattform und ihren »sta-
linistischen Altkadern« trennt.
DOKUMENT 9

8. Juli
Der brandenburgische Landtagspräsident Herbert
Knoblich (SPD) kritisiert die Auseinandersetzung sei-
ner Partei mit der PDS als zu ››oberflächlich«. Das
››Unwohlsein« der Parteien gegenüber der PDS rühre
vor allem daher, daß niemand genau wisse, wie mit ihr
umzugehen sei. Eine Zusammenarbeit mit ihr könne er
SiCh I1lChtVOI'Stellen. (»Märkische Allgemeine« vom 8. Juli 1994.
s. 3.)

9. Juli
Die »junge Welt« beobachtet eine leichte Kurskorrek-
tur der SPD gegenüber der PDS. Der neue Kurs laute
jetzt: »Wandel durch Annäherung [...] Aber noch hat
der Tanker SPD seine volle Manövrierfähigkeit gegen-
über der PDS nicht erreicht.« Zu lange habe die SPD
selbst aktiv an dem Bild, daß die PDS des Teufels sei,
mitgestickt. Zudem sei der Handlungsspielraum der
SPD durch die Volksfrontkampagne der CDU einge-
engt worden. Bei einer engen Zusammenarbeit mit der
PDS drohe allerdings der rechte Rand der SPD weg-
zubrechen. (››junge Welt« vom 9. Juli 1994. S. 21.)

11. Juli
Die brandenburgische Sozialministerin Regine Hilde-
brand (SPD) warnt davor, die PDS weiter zu verteu-
feln. Diese Kampagne werde ihren Einfluß weiter stär-

,a



ken. Sie bezeichnet die PDS als Hauptgegner der SPD.
(››Süddcutsche Zeitung« vom ll. Juli 1994.)

››Der Spiegel« veröffentlicht eine Betrachtung von
Klaus von Dohnanyi (SPD) über das »Magdeburger
Modell« sowie ein Streitgespräch zwischen Angelika
Merkel (CDU) und Harald Ringstorff(SPD) über PDS
und SPD in Mecklenburg-Vorpommern.
DOKUMENT 10/11

15. Juli
Der Historiker Hermann Weber stellt in der ››Zeit« ei-
nen historischen Exkurs über den originären Volksfront-
gedanken vor und wendet sich damit gegen,dessen
Verfälschung im laufenden Wahlkampf.
DOKUMENT 12

Hinsichtlich der Suche nach alternativen wirtschafts-
politischen Konzepten, so eine in der ››Zeit« veröffent-
liche Analyse, nähere sich -die PDS dem linken Spek-
trum der SPD an. (»Die,Zeit« vom 15.Juli 1994. S. 17.)

Der ostdeutsche Theologe und SPD-Politiker Ri-
chard Schröder bezeichnet die PDS als »hemmungslos
populisrisch« („ote zeit« vom is. nur 1994. s. s.)

Niedersachsens Ministerpräsident Gerhard Schrö-
der warnt Vor einer Verteufelung der PDS. Er befürchte,
laut »Leipziger Volkszeitung«, die PDS fasse sonst im
Westen Fuß und werde ››zu einer Kultpartei derjungen
Leute<<. (››Leipziger Volkszeitung« vom 15. Juli 1994. S. 2.)

Die ››WirtschaftsWoche« publiziert eine`n Artikel
Richard Schröders zur PDS. Er sieht im Wohlverhal-
ten der PDS gegenüber der SPD-Regierung .=inSach-
sen-Anhalt die Gefahr, Wählerstimmen im Westen zu
verlieren.
DOKUMENT 13

»Neues Deutschland« veröffentlicht ein Interview mit
Wolfgang Thierse. Er spricht sich zwar gegen eine
Dämonisierung der PDS aus, betont aber zugleich, daß
PDS-Wahlerfolge eindeutige, handlungsfähíge Reform-
mehrheiten in der BRD verhindern. '
DOKUMENT 14 '

16. Juli
Politiker von CDU und FDP aus den neuen Bundeslän-
dern ersuchen ihre Bonner Parteizentralen, ihre Wahl-
kampfstrategie gegen SPD und PDS nicht länger auf
››Volksfront«-Vorwürfe aufzubauen. (»Fra`iıl<furter Allge-
meine Zeitung« vom 16. Juli 1994. S. 2.)

18. Juli
ErhardEppler äußert sich im »Spiegel« über das »Mag-
deburger Modell« und das »fossile Ärgernis« PDS.
DOKUMENT 15

20. Juli `
Günter Verheugen erteilt der Idee, die Mitglieder seiner
Partei zum Verhältnis der SPD zur PDS zu befragen,
eine Abfuhr. Dazu bestehe kein Handlungsbedarf. Eine
Zusammenarbeit mit der PDS werde es nicht geben.
(››Ncues Deutschland« vom 20. Juli 1994. S. 5.)
Reinhard Höppner (SPD) nimmt gegenüber der
»Frankfurter Rundschau« zum Vorwurf Stellung, er
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würde die »kommunistische PDS« hoffähig machen,
falls er sich als Ministerpräsident von ihr tolerieren ließe.
DOKUMENT 16

22. Juli ,
Mit überwältigender Mehrheit billigt der Bundestag
militärische Einsätze der Bundeswehr in Gebieten au-
ßerhalb des Territoriums von NATO-Mitgliedsstaaten.
Von den sozialdemokratischen Abgeordneten enthiel-
ten sich 14 der Stimme, 32 von ihnen stimmten mit
Nein. Die PDS-Gruppe votierte geschlossen dagegen.

23. Juli
PDS-Vorsitzender Lothar Bisky äußert sich in einem
Interview zur Tolerierungspolitik und zum Opposi-
tionsverständnis seiner Partei.
DOKUMENT 17

Unter der Fragestellung ››Tolerieren, Opponieren, Ko-
alieren?« veranstaltet die Berliner PDS ein Hearing. Der
Fraktionsvorsitzende im Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern, Johannes Scheringer, meint, die Un-
terstützung von SPD-Landräten und -Bürgermeistern
habe dazu beigetragen, den Einfluß der CDU zurück-
zudrängen, so daß die SPD jetzt über eine Minderheits-
regierung in Mecklenburg-Vorpommern nachdenken
könne. Der parlamentarische Geschäftsführer der bran-
denburgischen PDS-Fraktion betont, daß eine Zusam-
menarbeit mit der PDS nicht zu einem Nulltarif zu ha-
ben sei. Auch Harald Wolf, der für die PDS im Berliner
Abgeordnetenhaus sitzt, warnt davor, sich von der SPD
ein Stillhalteabkommen aufzwingen zu lassen. Der stell-
vertretende Vorsitzende der PDS, Wolfgang Gehrcke,
plädiert für eine aktive Unterstützung möglicher SPD-
Regierungen. Die Frage für die PDS sei, soll sie sich
an der Staatsmacht beteiligen oder den konsequenten
Ausbau einer gesellschaftlichen Gegenmacht vorantrei-
ben? (»Neues Deutschland« vom 25. Juli 1994. S.,5.)

29. Juli
RobertLeicht kommentiert die Auswirkungen der von
der PDS tolerierten Rot-Grünen Minderheitsregierung
in Sachsen-Anhalt für die Bundestagswahl.
DOKUMENT 18

Ende Juli
Laut einer Forsa-Umfrage habe die ››Rote-Socken«-
Kampagne von CDU-Generalsekretär PeterHintze ge-
gen die SPD. erste Erfolge gebracht. Die SPD sei in
der Wählergunst gefallen, die CDU hingegen gestie-
gen.

Anfang August r '
Die Zeitschrift ››Die Neue Gesellschaft«, die von der
SPD nahen Friedrich-Ebert-Stiftung herausgegeben
wird, veröffentlicht einen Artikel von PatrickMoreau,
in dem er vor der PDS als linksextremistischer Partei,
die dem Kommunismus nicht abgeschworen habe,
warnt. Er empfiehlt: ››Die deutsche Demokratie Sollte
ihren antiautoritären Konsens erneuern und neben der
rechtsextremen auch die reale linksextreme Gefahr
wahrnehmen. (Die Neue Gesellschaft-. Heft 8, 1994. S. 705.)
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Für Tilman Fichter, Berliner SPD-Vorstandsmitglied,
stehe eine kritische Auseinandersetzung mit der PDS
auf der Tagesordnung. ››Die bisher vorherrschende
Sprachregelung der Koexistenzpolitik bedarf«, so Fich-
ter, »dringend einer Korrektur« (Ebenen. S. 715.)

1. August
In einer im »Spiegel<< veröffentlichten Wahlkampf-
hetrachtung wird festgestellt, daß die CDU die PDS im
Kampf gegen die Sozialdemokraten instrumentalisiere.
Die Unterschiede zwischen CDU und SPD seien »bis
zur Austauschbarkeit« verwischt, wird als Begründung
angegeben. Die antikommunistische Propaganda habe
aber nur im Westen den erwarteten Erfolg. (››Der Spie-
gel«. Nr. 31, 1994. S. 22ff.)

In einem »Spiegel«-Interview nimmt Gregor Gysi
zu den Angriffen auf die PDS Stellung. A
DOKUMENT 19 .

»Neues Deutschland« doktimentiert den Brief des Vor-
sitzenden der CDU /CSU-Bundestagsfraktion Wolfgang
Schäuble, in dem dieser die SPD wegen ihres Verhält-
nisses zur PDS angreift und vor einer »Heimsuchung«
durch ein Linksbündnis warnt.
DOKUMENT 20

2. August -
Gerhard Zwerenz, Bundestagskandidat auf der offenen
Liste der PDS, legt die Gründe seiner Kandidatur für
die PDS dar. Sie stehen stellvertretend für alle ehema-
ligen SPD-Mitglieder bzw. -Sympathisanten, die sich
der PDS zugewandt haben.
DOKUMENT 21

Michael Müller, Vorsitzender des SPD-Ortsvereins
Leipzig-Mitte, wendet sich in einem »Offenen Brief an
alle Mitglieder der SPD und PDS in Deutschland«.
DOKUMENT 22

5. August _ l
Einer in der ››Zeit« veröffentlichten Wahltrendanalyse
zufolge, hat die SPD im Juli gegenüber dem Vormonat
Mai 8% der Wählerstimmen eingebüßt, für die PDS
wurden erstmals vier Prozent der Wählerstimmen er-
mittelt. (»Die Zeit« vom 5. August 1994. S. 8.) '

A

6. August
Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« gibt eine Betrach-
tung Egon Bahrs zum Verhältnis zwischen SPD, PDS
und Bündnis 90/Die Grünen wieder. Bahr spricht sich
darin für eine Aussöhnung zur Vollendung der inneren
Einheit aus, die Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner
Regierungserklärung 1990 bereits gefordert hatte.
DOKUMENT 23 '

Die SPD Sachsens eröffnet in Chemnitz ihren Wahl-
kampfzur Landtagswahl am 11.September. SPD-Chef
Karl-Heinz Kunckel kündigt ein Parteiverfahren gegen
den Bundestagskandidaten Michael Müller aus Leip-
zig an, der sich in einem »Offenen Brief« füreine Zu-
sammenarbeit mit der PDS aussprach. Michael Mitl-
ler werden bis zur Entscheidung über einen Parteiaus-

W

schluß die Mitgliedsreehte entzogen. (»Leipziger Volks-
zeitung« vom 8. August 1994.)

9. August
Der Dresdener Landtagskandidat der SPD, Uwe Eckart
Böttgeı; erklärt: »Wenn die PDS bereit ist, nicht popu-
listisch, sondern ebenfalls konstruktiv gegen den Ab-
bau sozialer Rechte in Sachsen anzukämpfen, sind ver-
schiedene Formen der parlamentarischen Zusammen-
arbeit zwischen SPD und PDS denkbar.« (»junge Welt«
vom 9. August 1994. S. 6.)

»Neues Deutschland« druckt eine Stellungnahme
von Joachim Bischoff und Michael Schumann zum
Verhältnis zwischen SPD und PDS ab.
DOKUMENT 24

11. August
Die ostdeutschen Landes- und Fraktionschefs der SPD
verabschieden in der sächsischen Hauptstadt ein Posi-
tionspapier zum Umgang mit der PDS, die »Dresdner
Erklärung der SPD: Die Chancen der Einheit endlich
nutzen«.
DOKUMENT 25 1

12. August
Thomas Kuczynski kritisiert das Bestreben der SPD,
eine ››neue nationale Front« rechts von der PDS zu
formieren, um zu verhindern, daß die PDS über drei
Direktmandate in den Bundestag ziehen kann, und
meint, dies schade nicht der PDS, sondern der SPD
selbst. Wenn die SPD die absolute Mehrheit der CDU/
CSU verhindern wolle, ››so muß sie sich im Wahlkampf
ein ganz anderes Betätigungsfeld suchen als die jetzi-
gen PDS-Wählerinnen und -Wähler, nämlich die ›Par-
tei< der Nichtwähler«. Damit, so Kuczynski, würde die
SPD der Demokratie einen Dienst erweisen. (››Freitag«
vom 12. August 1994. S. 5.)

13. August
Hans Modrow (PDS) gibt eine erste Erklärung zum
Dresdener Positionspapier der SPD ah, die im »Neuen
Deutschland« veröffentlicht wird.
DOKUMENT 26

14. August
Peer Horsching, Vorsitzender der sächsischen Jung-
sozialisten wendet sich gegen eine Kriminalisierung der
PDS und ihrer Mitglieder. Seiner Ansicht nach dürfe
sich die SPD einer Zusammenarbeit mit der PDS nicht
verschließen, wenn sozialdemokratische Ziele verwirk-
licht werden S0lleI1. (»Leipziger Volkszeitung« vom 15. Au-
gust 1994.)

15. August
Ein »Spiegel«-Beitrag thematisiert die gegensätzlichen
Standpunkte innerhalb der SPD zum Verhältnis der So-
zialdemokraten zur PDS.
DOKUMENT 27

Dem Leipziger Pfarrer MichaelMiiller (SPD) wird auf
einer Wahlkreiskonferenz sein bisheriges Direktman-
dat für die Bundestagswahl entzogen, weil er mehr-
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fach für eine vereinigte Linke plädierte, die neben der
SPD auch die PDS umfassen solle. (››Neues Deutschland«
vom 17. August 1994. S. 5.)

Mitte August
HelmutKohl bezeichnet die PDS auf seiner Wahlkampf-
tour im Osten Deutschlands wiederholt als ››rotlackierte
Faschisten«. Damit greift er Worte des ehemaligen SPD-
Vorsitzenden Kurt Schumacher auf, die dieser in seiner
Rede am 30. März 1930 auf einer Reichsbanner-Konfe-
renz in Eßlingen zur Titulierung der KPD gebrauchte.

19. August ._ .
Laut SPD-Bundesgeschäftsführer Günter Verheugen
lehne die SPD Absprachen mit der CDU, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen zur Verhinderung von PDS-
Mehrheiten bei den Bundestagswahlen ab. Damit rea-
giert er auf Überlegungen Joschka Fischers (Bündnis
90/Die Grünen), daß Kanzler Kohl samt Koalition im
Bundestag keine Mehrheit hätte, wenn die PDS nicht
in den Bundestag einzöge. Auch Ludger Vollmer (Bünd-
nis 90/Die Grünen) verwirft Fischers Überlegungen
als ››abSLlt'Clel'l Unslnn<<. (»Frankfurter Allgemeine Zeitung«
und »Leipziger Volkszeitung« vom 19. August 1994.) '

20. August
Gregor Gysi weist in einem Interview den Vorwurf der
SPD, daß PDS-Wähler indirekt Helmut Kohl wählen,
zurück.
DOKUMENT 28

21. August
Auf einer Klausurtagung der 32 PDS-Spitzenkandida-
ten für die Bundestagswahl in Bad Münstereifel wird
die Spekulation des SPD-Kanzlerkandidaten Rudolf
Scharping, der Versuch einer rot-grünen Regierung
nach den Wahlen am 16. Oktober könne scheitern,
zurückgewiesen. Die PDS werde einer solchen Regie-
rung nieht im Wege Stel1en.(››Frcitag« vom 22. August 1994.
s. 5.) t

23. August
Eine Gruppe sozialdemokratischer Politiker aus Ost-
deutschland und aus dem westdeutschen Gewerk-
schaftslager warnen vor einer Zusammenarbeit mit der
PDS. Die SPD-Gründungsmitglieder in_der ehemali-
gen DDR, Stefan Hilsberg und Gulzeit, verbreiten ei-
nen Appell unter dem Titel »Für ein klares Nein zur
PDS«. Darin heißt es: ››Die PDS ist eine post-totalitäre
Partei, die ihre totalitäre Vergangenheit weniger aufar-
beitet als Verletlgnet. (››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
24. August 1994. s. 2.)

25. August _
PDS-Abgeordnete des Brandenburger Landtages neh-
men Stellung zur »Dresdner Erklärung« der ostdeut-
schen Fraktions- und Landesvorsitzenden der SPD.
DOKUMENT 29

26. August ›
Die SPD führt eine Podiumsdiskussion unter dem The-
ma ››Auslaufmodell PDS - eine Standortbestimmung«
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durch. Die SPD-Bundestagsahgeordnete Angelika Bar-
be schärft zum Feindbild PDS ein: ››Wir müssen uns
den Vorstand der PDS ansehen, all diese Leute aus dem
Kommunistischen Bund, der DKP, die Trotzkisten und
kommunistische Plattform, und aufdecken was da ist.«
Diese Empfehlung stößt bei den Teilnehmern auf brei-
te Skepsis. Das Fazit der Veranstaltung: Die Schwä-
che der SPD ist eine.Stärke der PDS. (»Nettes Deutsch-
land« vom 29. August 1994. S. 5.)

Wolfgang Gehrcke, stellvertretender Vorsitzender
der PDS, teilt mit, seine Partei würde im Bundestag
für SPD-Chef Scharping stimmen, falls dieser als Kanz-
lerkandidat antreten sollte. Dies sei unabhängig davon,
Ob el' es WOlle Oder nieht. (››Frankfurter Allgemeine Zei-
tung« vom 27. August 1994. S. 1.)

27. August
Andre' Brie, PDS-Wahlkampfleiter, versichert gegen-
über dem »Neuen Deutschland«: ››Wir bekämpfen die
SPD nicht, sehen aber, daß sie das links-sozialistische
Spektrum freigegeben b8t.« (››Neues Deutschland« vom 27./
28. August 1994. s. 3.)

27./28. August ,
Der PDS-Vorsitzende\LotharBisky polemisiert auf dem
Wahlkongreß seiner Partei gegen die Gleichsetzung von
SED und NSDAP, PDS und Faschisten.
DOKUMENT 30

Anfang September
Der langjährige Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
sozialdemokratischer Juristen (1974 bis 1980) Rudolf
Wassermann sieht für das politische Spektrum links
von der SPD folgende Perspektive: »Nachdem das
Prinzip der antitotalitären Demokratie schon in den letz-
ten Jahren durchlöchert worden war (man denke an
die Kampagnen gegen die sogenannten Berufsverbo-
te), wird es nun vollends preisgegeben. Anseine Stelle
tritt eine Politik, die mit aller Schärfe gegen rechts vor-
geht, aber extreme Linke toleriert, ja ihr sogar das An-
sehen einer politikfähigen Partei verschafft. Es scheint,
wenn sich die derzeitigen Trends fortsetzen, nur noch
eine Frage der Zeit zu sein, bis ein linkes Lager for-
miert ist, das die SPD, die Grünen und die PDS um-
f2lßt.« (Mut. Forum für Kultur, Politik und Geschichte. Nr. 325,
1994.s.1sf)

Jürgen Reusch meint, die SPD sei daran interes-
siert, die PDS ››längerfristig durch Integration über-
flüssig Zu n'1aChel^l<<. (Z. Zeitschrift marxistische Erneuerung.
Nr. 19, 1994. s. 10.)

1. September
MichaelMüller (SPD) begründet im »Neuen Deutsch-
land« seinen Vorschlag, mit der PDS zusammenzuar-
beiten. -
DOKUMENT 31

2./3. September
Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel führt in seiner Rede
auf dem CDU-Parteitag aus: Die SPD sei zu einer
››Volksfront mit den politischen Erben der SED bereit«.
Dies sei ››der schlimmste Bruch, den die SPD in ihrer

\
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mehr als 100jährigen Geschichte mit ihrer Identität voll-
zieht« und ››eine Schande für die SPD›› und ››eine
Schande für die Demokratie in Deutschland«. (»Bayern-
kurier« vom 10. September 1994. S. 18.)

5. September
Der Berater des SPD-Kanzlerkandidaten Rudolf Schar-
ping, JensReich, erklärt gegenüber dem ››Spiegel«, daß
er ››eine aggressive Ausgrenzungspolitik und einen
scharf polarisierten Wahlkampf gegenüber der PDS für
kontraproduktiv« halte. (»per spiegel« Nr. 36, 1994. s. 24.)

7. September ._ , "
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Hans-Ulrich Klose ver-
kündet im Bundestag, die SPD hegehe nicht den Feh-
ler, die PDS Wähler zu stigmatisieren, obwohlidie PDS
der Gegner der SPD auch nach den Wahlen bleiben
werde. Es sei nicht bewiesen, daß die PDS eine kom-
munistische Partei ist. (››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom
s. september 1994. s. 9.) ` _

10. September ` _
Stefan Heym, Bundestagskandidat auf der offenen Li-
ste der PDS, nennt als einen Grund, warum er nicht bei
der SPD angeklopft habe: ››Das ist nicht die SPD, die
ich kannte und respektierte, nicht einmal mehr die Partei
Willy Bl'anClts«. (››Neues Deutschland« vom 10./11. September
1994.s.3)

11. September
In Brandenburg und Sachsen finden Landtagswahlen
Statt: _

Ergebnis der Landtagswahl in Brandenburg vom 11.Sept.1994

Parteı _ 1994 J
_ 1 :„_, _ lt -W _

19
90 _____ _

% Mandate 1 °/ Mandate
,

SPD l 54.1 ` 52 38 2
P05 j 13,7 te 13 4
CDU 1 18,7 18 29 4
Bündnis 90/Die Grünen 2,9 - 9 9
FDP l 2.2 - 6 6
Die Republikaner l 1.1 - 1 2
Bürgerbündnis 1 0 1 - -
Die Grauen 0 3 - -'
Freie Wähler 0.2 - _
DSU 0_2 - l 1 0
ÖDP 0.1 - ~'
sonstige 0,4 - 1 0.9
Wahlbeteiligung j ' 56.3 67.1

36
13
27

0'905

Ergebnis der Landtagswahl in Sachsen vom 11.Sept. 1994

Partei , 1994 teste
3/. ; WušeeeteiwiWW 7-/e Mandate

l Soziale Politik Sachsen t l

58,1 77 1 53.8
SPO 1 16.6 1 22 j 19.1
PDS ` 16.5 l 21 10.2
Bündnis 90/Die Grünen 4.1 ? - 5.6

CDU

FDP 1,7 - 5.3
Dıe Republikaner 1.3 - -
Neues, Forum Sachsen , 0,7 - -
DSU 0.6 1 - 3 6

tl Wahlbeteiligung
1 ._ _
j - 72.8

_, „ _„, 1 „ 1 _ _ l__ _ __

0,4
58,4

Q2
32
17
10
9

(Quelle: Meyers Jahresrcport 1994. Mannheim, Leipzig [u. a.] 1994.
s; [161].) e

SPD-KanzlerkandidatRudolfScharping weist die An-
sicht des ››Spiegels« zurück, Niedersachsens Minister-
präsident Schröder (SPD) habe Gregor Gysi angebo-
ten, Wohnungsbauminister in einer SPD-Regierung zu
werden. Laut ››Spiegel« soll Joschka Fischer (Bündnis
90/Die Grünen) gefordert haben, Gysi als Minister für
den Aufschwung Ost in eine Koalitionsregierung zu
berufen. („Nettes Dettteeıtıtuttı« vom 12. september 1994. s. 4.)

........_. ~e"'-

13. September
Sylvia-Yvonne Kaufmann (PDS) kommentiert in der
»jungen Welt«, die SPD habe in den letzten vier Jahren
versucht, eine »bessere CDU« zu sein und es könne
deshalb keinen »Blankoscheck« für ihre Politik geben:
››Ich habe immer den Eindruck gehabt, daß führende
SPD-Politiker versucht haben, die SPD durch Attak-
ken gegen die PDS bei der CDU hoffähig zu machen.«
(››junge Welt» vom 13. September 1994. S. 3.)

14. September
››Die Frankfurter Allgemeine Zeitung« gibt eine letzte
Trendmeldungen zu den Bundestagswahlen wieder. Die
CDU habe demnach an Wählergunst gewonnen, die
SPD dagegen weiter verloren. Erklärten in den Mona-
ten Februar/März noch 34% der Befragten im Westen
Deutschlands, die SPD gefalle ihr gut, so waren es
Anfang September nur noch 24%, im Osten sank die
Prozentzahl von 33 auf 27. (››Frankfurter Allgemeine Zei-
tung« vom 14. September 1994. S. 5.)

15. September
Zur Diffamierung der PDS-Mitglieder als ››rot1ackierte
Faschisten« durch Bundeskanzler Helmut Kohl schreibt
das »Neue Deutschland«: ››So tritt der Kanzler die SPD
gegen das Schienbein und schreckt sie mit dem Po-
panz der roten Gefahr der SED-Nachfolger PDS, im
Osten läßt die CDU-Nachfolgeorganisation CDU ge-
gen Andersdenkende verbal und mit Gummiknüppel
Ft'Ont m8Cl1en.›› (»Neues Deutschland« vom 15. September
1994. s. 5.)

16. September
Roland Claus, PDS-Landesvorsitzender in Sachsen-
Anhalt erläutert gegenüber dem »Neuen Deutschland«
die Haltung der PDS zur Rot-Grünen Minderheitsre-
gierung in Magdeburg. Die PDS werde trotz Tolerie-
rung einer solchen Regierung auf ihre eigene Politik nicht
verzichten.
DOKUMENT 32

19. September
Für Friedrich Schorlemmer (SPD) stellt der Anti-PDS-
Feldzug im Grunde eine Anti-SPD-Kampagne dar.
DOKUMENT 33

Der Fraktionschef von Bündnis 90/Die Grünen in Sach-
sen-Anhalt, Hans-Joachim Tschiche, erklärt in einem
Interview, daß auf Dauer für zwei Parteien links von
der SPD kein Platz sei. Er plädiert für ein enges Zu-
sammengehen mit der PDS und eine gemeinsame Dis-
kussion zu Reformprojekten einer linken Alternative.
(met spiegel... Nr. ss, 1994. s. 26/27.)

21. September - _
Der CDU-Generalsekretär Peter Hintze legt in einem
Interview mit der »Leipziger Volkszeitung« die Positi-
on der CDU zur Regierung in Sachsen-Anhalt dar. Dar-
in heißt es: »Unser Hauptgegner ist die SPD. Aber die
SPD hat den Konsens der Demokraten verlassen und
in Magdeburg ein wackliges Minderheitsbündnis ge-
zimmert, was sich auf die Unterstützung der PDS



stützt. Und bis Herr Scharping dieses rot-grüne Bünd-
nis nicht rückgängig macht, werden wir es der SPD
jeden Tag vorwerfen. Stellen Sie sich vor, die CDU
hätte mit den Republikanern zusammengearbeitet. Ein
berechtigter Aufschrei wäre durch das Land gegan-
gBn.« (››Leipziger Volkszeitung« vom 21. September l994.)

23. September
Der PDS-Bundestagskandidat Klaus-Jürgen Warnick
sieht die Hauptschwierigkeit gegenwärtiger Politik nicht
in PDS, CDU oder FDP, sondern in der SPD. ››Das
Problem ist die seit zehn Jahren schwammige, nicht
zu fassende SPD. Es sieht so aus, als verhindere sie
einen Wechsel in Deutschland. Wir brauchen aber eine
programmatisch starke SPD für einen politischen Um-
SChWUng.« (››Märkisclıe Allgemeine« vom 23. September 1994.
s. 5.)

Bei Mitgliedern des Berliner Landesverbandes von
Bündnis 90./Die Grünen, die ehemals der Alternativen
Liste angehörten, findenÜberlegungen zu einem Bünd-
nis mit der PDS zunehmend Anklang. '

Drei ehemalige Berliner AL-Vorstandsmitglieder,
Vlfilli Brüggen, Jochen Esser und Andreas Schulze, le-
gen ein Strategiepapier vor, das sich mit den Möglich-
keiten eines linken Reformbündnisses unter Einschluß
der PDS bßfêlßi. (››Frankfurtcr Allgemeine Zeitung« vom 24.
September 1994. S. 4.)

SPD-Bundesgeschäftsführer Giiııteı' Verheugen ruft
die Mitglieder von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grü-
nen dazu auf, seine Partei dort zu wählen, wo die PDS
gute Aussichten hat, bei den Bundestagswahlen Direkt-
mandate zu gewinnen.

26. September
Bundesinnenminister Manfred Karıther (CDU) sieht
derzeit keinen Anlaß, die PDS als extremistische Partei
einzustufen. Bundeskanzler Helmut Kohl darf hinge-
gen weiter die Mitglieder der PDS ohne rechtliche Kon-
sequenzen als ››rot angestrichene Faschisten« bezeich-
nen. '

Wolfgang Templin (Bündnis 90/Die Grünen) erblickt
in der Diskussion über eine Zusammenarbeit mit der
PDS die Gefahr des Zerreißens seiner Partei: »Wenn
innerhalb der Grünen weiter auf ein Linksbündnis mit
der PDS spekuliert wird, ist der demokratische Kon-
sens zerstört, und es kommt zur Abspaltung. Dann
erleben wir eine Umschichtung des politischen Spek-
trums: Linke Grüne, politisch vitale Kräfte der PDS
und linke SPD-Leute werden sich in einem linken Sam-
melbecken treffen.« (»Der Spiegel« Nr. 39, 1994. S. 24.)

27. September i
Mehr als 150 Schriftsteller, Wissenschaftler, Journali-
sten und Politiker wenden sich in einem Appell gegen
eine Einbeziehung der PDS in politische Entscheidungs-
pı'0ZeSSe. (››Lcipziger Volkszeitung« vom 28. September 1994.
s. 2.)

28. September
Bei den Jungsozialisten nehmen die Auseinanderset-
zungen über eine eventuelle Zusammenarbeit mit der
PDS nach den Bundestagswahlen zu. Der Juso-Vor-
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sitzende Thomas Westphal stößt mit seiner Überlegung
auf Kritik, notfalls mit Tolerierung der PDS eine rot-
grüne Minderheitsregierung zu bilden. Der stellvertre-
tende Juso-Vorsitzende Arne Grimm und der Bundes-
geschäftsführer der Juso-Hochschulgruppen, Johan-
nes Wien, verlangen den sofortigen Rücktritt Westphals.
(››Neues Deutschland« vom 28. September 1994.)

29. September
Im »Berliner Appell: wehrt den Anfängen«, der in meh-
reren deutschen Tageszeitungen verbreitet wird, heißt
es: ››In Deutschland droht endgültig der antiautoritäre
Konsens zu zerbrechen, auf dem unsere Demokratie
beruht. Die Haltung weiter Teile der politischen Klasse
zum ›Fall Stolpe< und die Einbeziehung der PDS in
den politischen Entscheidungsprozeß sind deutliche
Signale für einen Verfall der politischen Kultur.« (»Neu-
es Deutschland« vom 29. September l994. S. 5.)

Die ››Wochenpost« veröffentlicht ein Streitgespräch
zwischen Mariamıe Birthler (Bündnis 90/Die Grünen),
die eine Zusammenarbeit mit der PDS ablehnt und PDS-
Vorsitzenden Lothar Bisky, in dem letzterer ausführt:
»Keine Partei ist heute schon in eine sichere Zukunft
abgeschickt worden. Die Zukunft der PDS wird sich
daran entscheiden, ob es gelingt, sich dauerhaft ein
Profil links von der SPD zu geben. Und wenn Parteien
überflüssig werden, dann werden sie halt überflüssig«
(››Wochenpost« vom 29. September 1994. S. 9.)

30. September
››Die Zeit« publiziert eine Studie zur Akzeptanz der PDS
unter der Bevölkerung im Osten Deutschlands. 71%
der Befragten halten die PDS für eine demokratische
Partei wie alle anderen im Bundestag vertretenen Par-
teien auch. 53% würden es begrüßen, wenn die PDS
wieder in den Bundestag einzöge. 88% meinen, daß
mit der PDS die Probleme im Osten in Bonn stärker
wahrgenommen würden. 84% der Befragten erwar-
ten von der PDS einen »frischen Wind« in der Bonner
Politik. (»Dte zeit« vom 30. september 1994. S. 15.)

Anfang Oktober
Michael Wandl legt in der Zeitschrift ››Sozialismus<<
aus der Analyse der aktuellen Diskussion zwei Gründe
für das absehbare Scheitern der SPD und eines Regie-
rungswechsels dar: erstens der Versuch der SPD, ei-
nen Machtwechsel durch die forcierte Anpassung an
den politischen Gegner zu erreichen und zweitens die
Ausgrenzung der PDS als Koalitionspartner. (Sozialis-
mus. Heft l0, l994. S. Zff.)

8. Oktober
.Der Verfassungsrechtler Ekkehard Lieberam bezeich-
net die Aufforderung Rudolf Scharpings an die CDU
und an Bündnis 90/Die Grünen, die Kandidaten seiner
Partei dort zu wählen, wo die PDS gute Aussichten
habe, bei den Wahlen zum Bundestag Direktmandate
zu erreichen, nicht nur als unmoralisch, sondern auch
als Rechtsmißbrauch. (»Neues Deutschland« vom 8./9. Ok-
tebet 1994. s. 5.)
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10. Oktober
Gregor Gysi, vertritt die Ansicht, daß Angriffe von
CDU/CSU die SPD daran hindern könne, sich von der
PDS als Regierungspartei tolerieren zu lassen. (»junge
Vllelt« vom 10. Oktober 1994. S. 12.)

12. Oktober
Der ehemalige SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel
äußert sich zur PDS: ››Das Gespenst ist nicht neu. Es
ist ehrwürdigen Alters.«
DOKUMENT 34

13. Oktober -. 1 .
In einem Interview plädieren Lothar Bisky und Gregor
Gysi für eine Normalisierung des Verhältnisses zwi-
schen SPD und PDS. ›.
DOKUMENT 35

14. Oktober ' 1
Der PDS-Vorsitzende in Mecklenburg-Vorpommern,
Helmut Holter und der PDS-Spitzenkandidat für die
Landtagswahlen, Johann Scheringer, schließen eine
Regierungsbeteiligung der PDS nicht aus. Nach dem
guten Abschneiden der PDS bei den Europa- und Kom-
munalwahlen mit jeweils etwa 25 % der Wählerstimmen
sei eine Koalition zwischen SPD und PDS durchaus
mÖgliCh. (››Freitag« vom 14. Oktober 1994. S. 5.)

Der 3. Landesparteitag der PDS in Mecklenburg-
Vorpommern beschloß auf seiner 4.Tagung 23 Schwer-
punkte für die Sondierungsgespräche mit der SPD.
DOKUMENT 36

16. Oktober
Die Wahlen zum 13. Deutschen Bundestag und Land-
tagswahlen in Mecklenburg-Vorpommern und in Thü-
ringen finden statt:

1.

l Amtliches Ergebnis der Wahl zum 13. Deutschen Bundestag vom 16. Okt. 1994 (Fortsetzung) 1
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Ergebnis der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpommern vom 16. Okt. 1994

18. Oktober
Eine Analyse der Bundestagswahlen verdeutlicht, daß
von der SPD zur PDS 235 000 und von der PDS zur
SPD 89 000 Wähler abwanderten.
(››Foeus«. Wahl-Spezial vom 18. Oktober 1994.)

20. Oktober
Der SPD-Landesvorsitzende in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Harald Ringstorff, kündigt Gespräche sowohl
mit der CDU als auch mit der PDS über eine Regie-
rungsbildung an. Die Absicht, auch mit der PDS zu
sprechen, stößt auf heftige Ablehnung seitens des SPD-
Vorsitzenden Rudolf Scharping. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende im Bundestag, Hans-Ulrich Klose, meint,
daß die Schweriner SPD nur aus taktischen Gründen
mit der PDS reden wolle, dies erweitere den Handlungs-
spielraum gegenüber der CDU. (››junge Welt«_vom 20.0k-
tei›et1994. s. 6.)

21. Oktober 1994
Rudolf Scharping stellt die Strategie seiner Partei in
der Opposition vor.
DOKUMENT 37

Die SPD-Führung in Mecklenburg-Vorpommern be-



harrt weiter auf Sondierungsgespräche mit der PDS,
obwohl die Bonner SPD-Zentrale sich massiv dagegen
ausspricht. Der Landtagsabgeordnete Claus Gerloffbe-
tont: ››Die Bonner Haltung ist parteischädigend für un-
seren Landesverband. Es entsteht ein spontaner Pro-
test gegen diese Fernsteuerung.« (»Sc|ıweriner Volks-
zeitung« 2l. Oktober 1994. S. l.)

22. Oktober
Ein Kommentar der »tageszeitung« bemerkt zur PDS-
Debatte in der SPD Mecklenburg-Vorpommerns, daß
nach den Gesprächen des SPD-Chefs, Harald Ring-
storff, mit der CDU-Spitze, die angekündigten Son-
dierungsgespräche mit der PDS nur noch taktischer
Natur seien. Mit ihnen solle auf die CDU Druck ausge-
übt, ihre Bereitschaft für Kompromisse erhöht wer-
den. ›››Magdeburg< ist der offensive, Schwerin der de-
fensive Versuch der SPD, aus dem PDS-Dilemma aus-
ZLlbTCCl"ı6n.“ (››tageszeitung« vom 22. Oktober 1994.)

`\

25. Oktober '
Die SPD in Mecklenburg-Vorpommern stellt an die PDS
in ihrem Vierpunktepapier »Notwendige Klarstellungen«
Bedingungen, falls es zu einer gemeinsamen Landes-
regierung bzw. zu einer von ihr tolerierten SPD-Min-
derheitsregieru ng kommen sollte. Als Forderungen wer-
den u. a. genannt: die Treue zum Grundgesetz, das
Bekenntnis zur Landesverfassung, eine Erklärung, daß
die ››Zwangsvereinigung« von SPD und KPD 1946 ein
Unrecht war.
DOKUMENT 38

26. Oktober
Der Vorsitzende der Bundestagsgruppe der PDS, Gre-
gor Gysi, wertet die Gespräche der Mecklenburg-Vor-
pommerschen SPD mit der PDS als einen ››Durch-
bruch« in den Beziehungen beider Parteien. Er ruft die
SPD in Schwerin auf, ihr Vorgehen gegen die Bonner
Parteispitze mutig zu verteidigen. (»Frankfurter Allge-
meine Zeitung« vom 27. Oktober 1994. S. 2.)

27. Oktober
Der Landesvorsitzende der PDS in Mecklenburg-Vor-
pommern, Helmut Halter, übergibt Harald Ringstorff,
SPD-Landes- und Fraktionsvorsitzender, die ››PDS-
Antwort auf Schweriner SPD-Papier«. Darin wird es
abgelehnt, die Vereinigung von SPD und KPD als
››Zwangsvereinigung« zu bezeichnen.
DOKUMENT 39

28. Oktober _
Die »Mecklenburger Morgenpost« veröffentlicht ein
Interview mit Egon Bahr (SPD) zum Verhältnis seiner
Partei zur PDS. Er betont, daß sich die SPD nicht über
den Wählerwillen einfach hinwegsetzen könne. Als Be-
dingungen für Kontakte mitder PDS fordert er von
ihr, sich von kommunistischen Grundauffassungen zu
trennen und ihre Vergangenheit nicht nur verbal ››zu
bedauern«.
DOKUMENT 40 i

SPD und PDS haben nach Brandenburg auch in Sach-
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sen-Anhalt eine Zusammenarbeit im Landtag verein-
bart. Der Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt, Rein-
hard Höppner, erklärt zu seinem Gespräch mit der
PDS-Fraktionschefin Petra Sitte, es sei »sehr freund-
lich« verlaufen und gehöre zum »demokratischen All-
tag«. (››Hamburger Abendblatt« vom 28. Oktober 1994.)

30. Oktober
Der »Frankfurter Kreis«, ein loser Zusammenschluß der
SPD-Linken, diskutiert in Hannover über den Umgang
der SPD mit der PDS. Es wird deutlich, daß innerhalb
der SPD sehr unterschiedliche Auffassungen über ein
Zusammengehen mit der PDS herrschen und die Aus-
einandersetzungen sich weiter verschärfen.
DOKUMENT 41

Anfang November
Der Vorsitzende der PDS in Mecklenburg-Vorpommern,
Helmut Holler, sieht den Dialog mit der SPD trotz ver-
paßten Kurswechsels noch nicht beendet. ››Die SPD-
PDS-Gespräche sind eine Option auf die Zukunft. In
der Bevölkerung gibt es deutlich Mehrheiten, die Par-
teien links von der CDU und FDP wählen. Wir müssen
die Frage beantworten, ob und wie PDS, SPD und
Bündnis 90/Die Grünen gemeinsam Politik gestalten
können, ob eines Tages stabile Linksregierungen mög-
lich sind.« Voraussetzung dafür sei, daß sich die PDS
als ››linkssozialistische Partei« weiter profiliere.
DOKUMENT 42

4. November
Markus Meckel, Mitbegründer der Ost-SPD und SPD-
Bundestagsabgeordneter, konstatiert, daß im Streit um
den Umgang mit der PDS ein Riß durch die SPD gehe,
weil er »strategische und sehr grundsätzliche« Fragen
berühre. Für Meckel verstoße eine Zusammenarbeit
mit der PDS gegen den »demokratischen Grundkon-
sens«. Der SPD-Vorsitzende RudolfScharping beharrt
auf seiner Position: Mit der PDS könne es keine Zusam-
menarbeit geben.
DOKUMENT 43/44

7. November
Laut einer Emnid-Umfrage für den »Spiegel« meinen
19% der SPD-Mitglieder, ihre Partei solle jeden Kon-
takt zur PDS vermeiden, 65% sind für eine politische
Auseinandersetzung mit der PDS, aber gegen eine Zu-
sammenarbeit und 14% sprechen sich für eine Zu-
sammenarbeit beider Parteien aus. Für SPD-Vorsitzen-
den Rudolf Scharping ist nicht klar, was an der PDS
links sein soll. Er kündigt einen »Beschluß über die
Unvereinbarkeit von SPD und PDS« (››Anti-PDS-Er-
laß<<) seiner Partei noch vor Jahresende an. SPD-Prä-
sidiumsmitglied Heidemarie Wieczorek-Zeul wünscht
ein Verschwinden der PDS, spricht sich aber gleich-
zeitig für die Aufnahme früherer SED-Mitglieder in die
SPD aus. (››1í>ei- spiegeıa Nr. 45, 1994. s. zzff.)

Der stellvertretende Vorsitzende der SPD, Wolfgang
Thierse, gibt dem ››Spiegel« ein Interview: ››Wir wer-
den Bautzen nicht vergessen«.
DOKUMENT 45 -
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S. November
Der stellvertretende Vorsitzende der PDS, Wolfgang
Gehrcke, sieht die SPD vor die Wahl gestellt, für einen
neokonservativen Umbau oder für radikale Reformen
einzutreten. Ein offener Meinungsstreit zwischen bei-
den Parteien könne auch dem SPD-Richtungsentscheid
konstruktive Impulse geben.
DOKUMENT 46

11. November
Michael Jäger bezeichnet die von Rudolf Scharping
geführte PDS-Debatte als eine Zumutung. Die SPD
unterschätze die soziale Verankerung der PDS in ihrer
Strategiedebatte. S ~
DOKUMENT 47

Der Historiker Heinrich August Winkler unterstellt der
PDS, bei dem Angebot, gemeinsam über die Geschichte
zu debattieren, den strategischen Versuch, die SPD zu
spahen. `
DOKUMENT 48

13. November 1
Der SPD-Regierungschef in Sachsen-Anhalt, Reinhard
Höppneı; erklärt im Deutschlandfunk, daß die SPD eine
neue Strategie zum Umgang mit der PDS brauche. Die
SPD müsse aufhören sich durch Abgrenzung und Aus-
grenzung zu definieren.

17. November
Der Landesvorstand der PDS Brandenburgs bestätigt
Thesen für die Diskussion im Landesverband zur Vor-
bereitung des 4. Landesparteitages der brandenburger
PDS Anfang 1995.
DOKUMENT 49 `

Peter von Oertzen unterstreicht, daß für eine demo-
kratische linkssozialistischen Partei jenseits von SPD
und Grünen noch Platz wäre, er bezweifle aber, daß
die PDS dieses Potential mobilisieren kann. SPD und
Grüne, die die PDS als lästige und unproduktive Kon-
kurrenz betrachten, sollten jedoch ins Auge fassen, daß
sich die PDS zu einer demokratischen Partei entwik-
kein könnte. (››Wochenpost«. Nr. 47, 1994. S. 9.)

19. November _~
Die Sozialdemokraten Sachsen-Anhalts halten ihren
Bernburger Parteitag ab, auf dem das Verhältnis zur
PDS im Mittelpunkt steht. Der Landes- und Fraktions-
vorsitzende, Riidiger Fikentscheı; verteidigt die parla-
mentarischen Kontakte zur PDS und hebt hervor, daß
die SPD nicht mit Erlassen regiert werde. Ministerpräsi-
dent Reinhard Höppner nennt als Bedingung für einen
Dialog mit der PDS die Distanzierung von der Kommu-
nistischen Plattform und eine kritische Analyse der
DDR-Geschichte. Bis dahin wolle er die Kontakte zur
PDS auf deren Vertreter im Magdeburger Landtag be-
SCl'lt`ät1i<6I1. (››Neues Deutschland« vom 21. November 1994.)

21. November I
Der »Spiegel« veröffentlicht ein Streitgespräch zwi-
schen Erhard Eppler und Lothar Bisky über die Kon-

kurrenz zwischen SPD und PDS.
DOKUMENT 50

23. November
In Weimar ist der Weg für eine offene Kooperation
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS im Stadt-
rat durch ein Tolerierungsabkommen frei. Das Koali-
tionsvorhaben von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
wird von der PDS unterstützt. Die Zusammenarbeit
mit der PDS schließt auch Personalfragen nicht aus.

Die brandenburgische SPD sorgt mit einem Grund-
satzpapier zum künftigen Umgang mit der PDS für
Aufsehen. Verfasser des Papiers sind der Landesge-
schäftsführer Martin Gorholt und der SPD-Referent
Klaus Ness. Nach Gorholts Analyse sei die PDS ››nicht
mehr die alte SED«, aber auch noch keine ››normale«
demokratische Partei; gefragt sei ein ››unverkrampftes«
Verhältnis zur PDS. Der Fraktionsvorsitzende Wolf-
gang Birthler vertritt die Ansicht, daß die Mehrheit
der brandenburgischen SPD eine punktuelle Zusam-
menarbeit mit der PDS nicht ausschließe.
(››Märkische Allgemeine« vom 23. November 1994. S. 3.)

24. November
Der brandenburgische SPD-Landesgeschäftsführer,
Martin Gorholt, plädiert für eine »punktuelle Zusam-
menarbeit« mit der PDS auf Landesebene und eine
»förmliche Zusammenarbeit« auf kommunaler Ebene.
Ziel sei vor allem ein stärkeres politisches Profil der
SPD im Osten.
(››Märkisclıe Allgemeine« vom 24. November 1994. S. 3.)

25. November
Der sächsische Bundesgeschäftsführer der SPD, Rolf
Schwanitz, distanziert sich vom brandenburger Thesen-
papier zum Umgang mit der PDS.

Anfang Dezember I
Joachim Raschke schätzt ein, daß eine ausgrenzend-
konfrontative Strategie die PDS längerfristig stabilisie-
ren wird. Er sieht die SPD aber nicht fähig, eine Kursän-
derung vorzunehmen. Ein Kurswechsel widerspräche
ihrem Selbstverständnis, die einzig legitime linke Par-
tei in Deutschland zu sein sowie ihrer mentalen Einstel-
lung, Risiko zu vermeiden. (Blätter für deutsche und interna-
tionale Politik. Heft I2, 1994. S. 1464.)

1. ,Dezember
Tolerierungsvereinbarung in Thüringen zwischen den
Fraktionen und Kreisverbänden von SPD und Bündnis
90/Die Grünen sowie der PDS Fraktion. -
DOKUMENT 51

3. Dezember
Auf der Jahreshauptversammlung der Sozialdemokrati-
schen Plattform in und bei der PDS in Leipzig wird
mitgeteilt, daß sie von 52 Personen aktiv unterstützt
wird. Zur SPD heißt es in ihrem »Aufruf zur Grün-
dung von Regionalverbänden«: ››Die SPD ist auf dem
Wege zu einer Volkspartei der Mitte, was immer das
sein mag, die politische Mitte. Sie ist kurz davor oder
schon dabei, das Sozialversicherungssystem in Frage



zu stellen, das sie einst gegen BISMARCK zusammen-
schweißte. Ihr Reformwille hatjeglichen revolutionä-
ren Elan verloren.«

4. Dezember
Die Nachrichtenagentur AP berichtet, daß das Positi-
onspapier Günter Verheugens zum Umgang der SPD
mit der PDS auf der SPD-Vorstandssitzung nicht vor-
gelegt werde, wie es ursprünglich geplant war. SPD-
Vorsitzender RudolfScharping äußert den Wunsch, am
Kurs der »klaren Abgrenzung in der Sache« festzuhal-
ten und keine Koalitionen mit der PDS zuzulassen.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 5. Dezember 1294. S. 5.)

5. Dezember
Das Vorhaben von SPD-ChefRudolfScharping, seine
Partei solle sich strikt von der PDS abgrenzen, stößt
auf Widerstand vor allem ostdeutscher Sozialdemokra-
len. -

Niedersachsens Ministerpräsident Gerhard Schrö-
der (SPD) hat sich dagegen ausgesprochen, daß die
SPD-Spitze der ostdeutschen SPD,Vorschriften über
ihren Umgang mit der PDS macht. Zwar könne es mit
der PDS auf Bundesebene keine Koalition geben, aber
der Rest sollte dort entschieden werden, wo die Fra-
gen konkret Stehen. (››Nctıes Deutsclıland« vom 5. Dezember
1994. s. 1.)

Brandenbürgs Ministerpräsident Manfred Stolpe
kritisiert eine mögliche Gesprächsblockade mit der PDS
und unterstreicht: »Mit Leuten nicht mehr zu reden,
fände ich einen Rückschritt in die Barbarei«. (»Leipziger
Volkszeitung« vom 5. Dezember 1994. S. l.)

Der SPD-Parteivorstand faßt einen Beschluß zur Stär-
kung der SPD in Ostdeutschland und zum Umgang
mit der PDS. Die SPD beabsichtige, bisherige PDS-
Wählerinnen und -Wähler auf ihre Seite zu ziehen. ››Die
SPD kann nicht zulassen, daß ihre Mehrheitsfähigkeit
durch die Existenz einer Partei beeinträchtigt wird, die
sich links von ihr in den Parlamenten etabliert.« Das
Papier wird von den Vorstandsmitgliedern Henning
Scherf und Christoph Zöpel wegen des Abgrenzungs-
kurses abgelehnt, während für die Vorstandsmitglie-
der Angelika Barbe und Norbert Gansel die Abgren-
zung nicht scharf genug vorgenommen worden sei.
DOKUMENT 52

6. Dezember
Die »Sächsische Zeitung« verbreitet die Ergebnisse ei-
ner Umfrage zum Verhältnis der Bürger in den neuen
Bundesländern zur Pos. Über s0% der 1 000 Befrag-
ten sehen die PDS als Partei wie »jede andere« bzw.
als ››demokratisch« und 41% befürworten sogar ein
Regieru l1gSbÜndI1iS. (»Sächsische Zeitung« vom 6. Dezember
1994. s. 4.) 1

Im »Neuen Deutschland« wird der Entwurf der
10 Thesen zum weiteren Weg der PDS publiziert, der
in Vorbereitung ihres Parteitages im Januar 1995 zur
Diskussion steht. Zur SPD wird vermerkt: ››Die SPD
ist dabei, ihren Platz als linke Volkspartei, die die Inter-
essen der sozial Schwachen und eine Reformpolitik
vertritt, weitgehend zu räumen.« Die PDS sei aber
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bereit, »bei aller Konkurrenz« zu SPD und Bündnis
90/Die Grünen, ››mit ihnen gemeinsam für Reformen
und eine Ablösung der CDU/CSU und FDP aus der
Regierungsverantwortung zu wirken<<. (››Neues Deutsch-
land« vom 6. Dezember 1994. S. 13/14.)

Der Berliner SPD-Vorstand votiert gegen eine Regie-
rungsbeteiligung der SPD nach der Abgeordnetenhaus-
wahl im kommenden Herbst, ››die in irgendeiner Wei-
se von den Stimmen der PDS abhängig ist«. (»Frankfur-
ter Allegemeine Zeitung« vom 7. Dezember 1994. S. 2.)

7. Dezember
Der vom Vorstand der SPD beschlossene Kurs der
Abgrenzung gegen die PDS wird von Landeschefs der
SPD in den neuen Bundesländern relativiert. Der
mecklenburg-vorpommersche SPD-Landeschef, Ha-
rald Ringstorffi betont, daß es sich dabei nur um eine
Richtschnur, keineswegs aber eine Vorschrift handle.
Für den SPD-Ministerpräsidenten von Sachsen Anhalt,
Reinhard Höppneı; gilt dieser Kurs des SPD-Partei-
vorstandes nur für den ››kommunistischen Teil« der
PDS. Der Wittenberger Pfarrer und SPD-Politiker,
Friedrich Schorlemmer, wendet sich gegen den Ab-
grenZLlngSbeSChlUß. (››Sächsische Zeitung« vom 7. Dezember
1994. s. 2.) -

Harald Ringstorff sieht die PDS als eine stark he-
terogene Partei, in der es ››sehr viel konservative Ele-
mente« gebe, und sie sei keinesfalls links von der SPD
einzuordnen. Er hoffe, daß die Reformer in der PDS
die Oberhand gewinnen, befürchte aber, daß die Partei
nicht bereit sei, sich von den ››Altlasten« zu trennen.
Für die ostdeutsche SPD könne die Aufnahme einiger
Sozialreformer durchaus eine Bereicherung sein. Im
übrigen müsse es das Ziel der Sozialdemokraten blei-
ben, die PDS ÜberflÜSSig Zu mâehen. (»Freie Presse« vom
7. Dezember 1994.)

8. Dezember _
Reinltard Höppner gibt der ››Wochenpost« ein Inter-
view zum erneuten Versuch der SPD, ihr Verhältnis
zur PDS zu klären.
DOKUMENT 53

9. Dezember
Michael Schneider hält einen Dialog über die Vergan-
genheit von SPD und PDS für dringend geboten. In
seinem im ››Freitag« veröffentlichten Artikel sieht er in
der Vermischung »zweier politischer Kulturen« die Mög-
lichkeit für die Entwicklung einer neuen, reichen poli-
tischen Kultur, auf die nicht verzichtet werden sollte.
DOKUMENT 54 t

9. Dezember '
Sachsens PDS-Vorsitzender, Peter Porsch, fordert in
einem »Offenen Brief« an die Delegierten des sächsi-
schen Parteitages der SPD in Plauen, die Gemeinsam-
keiten zwischen SPD und PDS trotz ihres Konflikts
nicht durch die «Kategorien der Gegnerschaft« zu ver-
decken. .
DOKUMENT 55

Der Bundesgeschäftsführer der SPD, Günter Verheu-
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gen, erklärt gegenüber der »Freien Presse«, daß die
SPD ihre Auseinandersetzung mit der PDS verstärken
wolle. Um das Ziel der Partei zu erreichen, stärkste
politische Kraft in Deutschland zu werden, müßten
Wählerpotentiale anderer Parteien erschlossen werden
- auch das der PDS. Die SPD schließe parlamentari-
sche Kontakte zur PDS allerdings nicht aus. (»FreiePres-
se« vom 9. Dezember 1994. S. 4.)

12. Dezember
Der SPD-Vorsitzende in Sachsen, Karl-Heinz Kunckel,
bemerkt, daß die Sozialdemokraten sich auch künftig
››nicht entmannen,-,wenn wir die Unterstützung-der
PDS brauchen«. Er könne im übrigen nicht erkennen,
daß die PDS eine linke Partei sei. Bündnisse mit ihr
schloß er prinzipiell aus. (››Sächsisclıc Zeitung« vom 12. De-
zember 1994. S. 6.) _

Die Fraktionsvorsitzende der PDS im thüringischen
Landtag, Ursula Fischeı; erklärt zur Koalition zwischen
CDU und SPD, die SPD habe sozialdemokratische
Prinzipien dem Interesse an Posten und ministeriellen
Einfluß geopfert. Die thüringische SPD habe durch ihre
Beteiligung an einer großen Koalition den Kurswechsel
Scharpings vorweggenommen. 1

15. Dezember
Schaffen Protest ruft die Aussage Manfred Stolpes,
SPD-Ministerpräsident in Brandenburg, bei der CDU
hervor, daß die »erstaunliche Entwicklung« im Osten
Deutschlands auch mit der »Unterstützung zahlreicher
Männer und Frauen der PDS« zustande gekommen
sei. Der CDU-Oppositionsführer Peter Wagner fordert
die SPD auf, sich von der PDS abzuwenden. Er schlie-
ße aber nicht aus, »geläuterte« Mitglieder der SED in
seine Partei aufzunehmen. (››Freie Presse« vom 15. Dezem-
eet- 1994. s. 3.)

17. Dezember
Der Bundesgeschäftsführer der Juso-Hochschulgrup-
pen, Johannes Wien, weist Vorwürfe zurück, dieluso-
Hoehschulgruppen würden ››ungeniert« mit PDS-
Hochsch ulgruppen zusammenarbeiten. (»Franı<furterA|le-
gemeine Zeitung« vom 17. Dezember 1994. S. 11.)

19. Dezember
Der Bundesgeschäftsführer der SPD, Günter: Verheu-
gen, schwor die SPD in Thüringen auf ihrem Weima-

rer Parteitag auf den Abgrenzungskurs zur PDS ein
und verlangte, mit der ››unfruehtbaren Debatte« über
das Verhältnis zur PDS aufzuhören. Die SPD wolle die
PDS nicht als einen »dauerhaften Faktor« sehen, sie
müsse deshalb als ››linke Partei« besser sein als die
PDS. (››Neues Deutschland« vom 19. Dezember 1994. S. 5.)

22. Dezember ›
Neun von zehn Führungskräften in der BRD sind einer
Erhebung des Instituts für Demoskopie zufolge lang-
fristig dagegen, daß die SPD im Bund oder in einzel-
nen Ländern eine Koalition mit der PDS eingehe. Diese
Auffassung teilen auch 85% der in Ostdeutschland tä-
tigen Politiker, Beamten und Wirtschaftsführer, die re-
gelmäßig im Auftrag der Zeitschrift ››Capital« um ihre
Meinung gebeten werden. Selbst bei den SPD-Anhän-
gern unter den etwa 600 Befragten sind nur zwölf Pro-
zent dafür, ein derartiges Regierungsbündnis zu wa-
gen.

Von den ostdeutschen Führungskräften sprechen
sich zwei Drittel, von den SPD-Anhängern unter den
west- und ostdeutschen Befragten sogar 79% für Ko-
operation mit der PDS in Gemeinden und Kreisen aus.
56% aller Führungskräfte prognostizieren, daß sich
SPD und PDS langfristig annähern werden; unter den
ostdeutschen Befragten meinen dies sogar 58%.

76% der SPD-Anhänger glauben, daß wegen der
Existenz der PDS die Linke geschwächt werde, wäh-
rend von der Gesamtgruppe der Befragten 42% an-
nehmen, daß die Linke durch das Nebeneinander der
sozialdemokratischen und der sozialistischen Partei
geSlät'kt Werde. (»Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 23.
Dezember 1994. S. 6.)

27. Dezember
Nach Einschätzung des CDU-Generalsekretärs, Peter
Hintze, sei die SPD bereit, allen anderslautenden Be-
teuerungen zum Trotz, mit der PDS auf Bundesebene
zusammenzuarbeiten. Die Gefahr dieser Konstellation
werde bisher in der Öffentlichkeit unterschätzt. ››Ieh
bin fest davon überzeugt, daß die SPD bei künftigen
Wahlen auch im Bund zu einem Linksbündnis bereit
wäre, wenn die Zahlen es hergäben. Die einschlägigen
und gebetsmühlenhaften Versicherungen der SPD,
nicht mit der PDS zusammengehen zu wollen, verlie-
ren täglich an GlaubWÜrdigkeit.<< (»Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung« vom 28. Dezember 1994. S. 5.)
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